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aBrechnUnG üBer DIe herstellUnGsKOsten  
(§ 18 abs 3 WGG)

Jede Bauvereinigung ist verpflichtet, jedem Mieter/Käufer binnen 5 Jahre nach erstmaligem Bezug der Bau-
lichkeit (Wohnung, Geschäftsraum) eine Endabrechnung über die gesamten Herstellungskosten zu legen, 
also sie den Mietern/Käufern zu übersenden.

Wenn das Bauvorhaben gefördert ist und die förderungsrechtliche endabrechnung nicht spätestens 6 Monate 
vor ablauf der 5-Jahres-Frist  durch die Förderstelle genehmigt und bekanntgegeben wurde, dann verlängert 
sich die Frist jeweils um ein Kalenderjahr. 

Weiters muss die Bauvereinigung innerhalb von 3 Jahren nach Legung der Endabrechnung in geeigneter 
Weise Einsicht in die dazugehörigen Belege gewähren. auf verlangen der Mieter/Käufer muss sie ihnen von 
den eingesehenen Belegen auf Kosten der Mieter/Käufer Kopien anfertigen lassen.

einwendungen gegen die höhe der herstellungskosten müssen die Mieter/Käufer binnen drei Kalenderjahren ab 
legung der abrechnung geltend machen.

erhaltUnGsPFlIchten Der BaUvereInIGUnG (§ 14a WGG)

Im Gegensatz zur früheren rechtslage ist die Genossenschaft nun zur (fast) umfassenden erhaltung der Woh-
nung verpflichtet. Alle Erhaltungsarbeiten muss die Bauvereinigung durchführen, außer folgenden Arbei-
ten:  

	 der ersatz von Beleuchtungsmitteln, 

	 die erhaltung von Malerei und tapeten und 

	 Bagatellreparaturen

Bagatellreparaturen sind die typischerweise von einem durchschnittlichen Mieter selbst – ohne Beiziehung von 
Fachleuten/Professionisten – durchführbaren reparaturen an ihm zugänglichen ausstattungen in der Wohnung, 
wie bspw. reparaturen an Brause- und Waschmaschinenschläuchen, austausch eines defekten Duschkopfes 
oder einer Dichtung an einem Wasserhahn. 

Beispielsweise aber die fachgerechte erneuerung von elastischen Fugen (silikonfugen) oder reparaturarbeiten 
an strom-, Wasser- und Gasleitungen oder an einer heiztherme, obliegen zur Gänze der Genossenschaft. Diese 
arbeiten können typischerweise nicht von einem durchschnittlichen Mieter selbst durchgeführt werden. 
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erhaltUnGs- UnD verBesserUnGsBeItraG – evB (§ 14d WGG)

Gemäß § 14d abs 2 WGG beträgt der evB nunmehr als ausgangswert 0,50 €/m², sofern das erstbezugsdatum 
des hauses fünf Jahre oder weniger zurückliegt. 

Dieser Betrag erhöht sich um 12 % jährlich, gerechnet vom ausgangsbetrag, maximal dürfen 2 €/m² verlangt 
werden. 

Durch die abschaffung der drei evB-arten besteht eine unbedingte und klare rückzahlungspflicht bei nicht 
rechtzeitiger verwendung (binnen 20 Jahren) hinsichtlich des gesamten evB.

evB höhe alt und neu 

nachfolgend in Grün die neuen Grenzwerte des evB, in rot die alte rechtslage.

Jahr 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30

EVB alt 0,43 0,43 0,43 0,43 0,43 0,43 0,43 0,43 0,43 0,43 1,14 1,14 1,14 1,14 1,14 1,14 1,14 1,14 1,14 1,14 1,71 1,71 1,71 1,71 1,71 1,71 1,71 1,71 1,71 1,71

EVB neu 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,56 0,62 0,68 0,74 0,8 0,86 0,92 0,98 1,04 1,1 1,16 1,22 1,28 1,34 1,4 1,46 1,52 1,58 1,64 1,7 1,76 1,82 1,88 1,94 2
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evB-erhöhUnG ManGels DecKUnG vOn sanIerUnGsKOsten  
(§ 14 abs 2 WGG)

Die gerichtliche Mieterhöhung (aufgrund umfangreicher sanierungsmaßnahmen) über den gesetzlich zulässigen 
Betrag des evB hinaus, wurde erschwert. 

Die Kosten von erhaltungs- und verbesserungsarbeiten sind nicht auf 10 sondern auf 20 Jahre zu verteilen sind. 
Das führt entweder dazu, dass gar keine erhöhung stattfindet, weil die Kosten im evB der nächsten 20 Jahre 
sowieso Deckung findet. Oder es bedeutet eine annähernde halbierung des monatlichen erhöhungsbetrages. 
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evB-erhöhUnG DUrch vereInBarUnG MIt eIner MIeter-MehrheIt 
BeI GeFörDerter sanIerUnG (§ 14 abs 2b WGG)

es wurde im Gesetz die Möglichkeit erleichtert, gewisse geförderte sanierungsmaßnahmen durchzuführen. ein-
zelne Mieter können damit eine von einer großen Mietermehrheit gewünschte verbesserung der Wohnqualität 
nicht mehr so einfach verhindern.  

Für eine thermisch-energetische Sanierung sowie behinderten-, kinder- oder altengerechte Maßnahmen 
reicht nunmehr eine Mehrheit von mindesten drei Viertel der Mieter oder sonstigen nutzungsberechtigten 
zu einer Erhöhung des EVB (über des gesetzliche höchstausmaß hinaus) aus. Die erhöhung gilt dann für alle 
Mieter. 

an schriftliche vereinbarungen über eine angemessene erhöhung des evB zur anteiligen Deckung der öffentlich 
geförderten Kosten 
1. thermisch-/energetischer sanierungsmaßnahmen und 
2. behinderten-, kinder- oder altengerechter Maßnahmen 
an allgemeinen Teilen der Baulichkeit sind alle Mieter oder sonstigen nutzungsberechtigten dann gebunden, 
wenn mindestens drei Viertel der Mieter zustimmen. vorher muss ihnen aber eine stellungnahme eines sach-
verständigen über die angemessenheit der Kosten der Maßnahmen vorgelegt werden. 

Die Kosten der arbeiten, höhe und ausmaß der Förderung, die vorhandenen erhaltungs- und verbesserungs-
beiträge und die diesen gewidmeten Beträge, die Dauer der erhöhung (Beginn und ende) sowie das genaue 
ausmaß der erhöhung sind anzuführen. 

auf antrag eines Mieters hat die schlichtungsstelle bzw das Gericht zu entscheiden, ob die erhöhung den oben 
genannten voraussetzungen entspricht.

DIe „aUslaUFannUItät“ (BeGrenzUnG Des entGelts BeI GänzlIcher 
entschUlDUnG)

Die GBv darf die rückzahlungsraten („annuität“) für ihre Kredite, die zur Bezahlung der herstellungskosten auf-
genommen wurden,  beim Mietzins zugrunde legen. Die GBv verrechnet also die ihr entstehenden Kosten des 
Darlehens (= rückzahlungsraten für den Kredit) im Mietzinsbestandteil „annuität“ an die Mieter weiter.

nach rückzahlung eines Kredits kann die bisherige dem entgelt zugrunde gelegte annuität weiter angesetzt 
werden; sie wird allgemein als „auslaufannuität“ bezeichnet. 

Die auslaufannuität ist vornehmlich zur verstärkten tilgung anderer Darlehen zu verwenden.

Für den Fall der gänzlichen entschuldung einer Baulichkeit (also wenn alle Kredite zurückgezahlt sind) ist jedoch 
laut der novelle im WGG eine neue Obergrenze für die summe gewisser entgeltsbestandteile einzuhalten. 

Diese Obergrenze beträgt 1,75 €/m². 

Primär ist das entgelt nach gänzlicher entschuldung weiterhin so zu bemessen, dass die auslaufannuitäten 
zugrunde gelegt werden können. Die summe der entgeltsbestandteile, die sich auf 

	 auslaufannuität (ehemalige tilgung und verzinsung von Fremdmitteln)

	 tilgung (afa) und/oder zinsen für Baukosten-eigenmittel der GBv

gründen, darf die Obergrenze aber nicht übersteigen. 
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Im Fall des überschreitens muss die summe der oben genannten entgeltsbestandteile entsprechend gesenkt 
werden. 

Beispiel: eine GBv errichtete 1974 eine Wohnhausanlage. Die herstellungskosten wurden mit einem Bankkredit 
(vereinbarte laufzeit 25 Jahre) und einem landesdarlehen (vereinbarte laufzeit 47,5 Jahre) finanziert.

nach rückzahlung auch des landeskredits (damit sind im Jahr 2007 alle Kredite zurückgezahlt) würde sich der 
Mietzinsbestandteil „annuität“ im 34. Jahr wie folgt darstellen:

auslaufannuität landeskredit  1,30 €/m² 
auslaufannuität Bankkredit 2,75 €/m² 
Mietzinsbestandteil „(Auslauf-)Annuität“ 4,05 €/m² plus evB, BK etc

nun ist aber die erwähnte gesetzliche Obergrenze zu beachten. Die auslaufannuität darf diese Grenze nicht 
überschreiten. Die Bauvereinigung darf statt der auslaufannuität nur den Betrag von 1,75 €/m² veranschlagen. 
Der Mieter zahlt dann also nur mehr 1,75 €/m² plus EVB, BK etc. 

Dieser Betrag ist für 5 Jahre dem evB zuzuführen, danach muss dieses Geld dafür verwendet werden, neuen 
günstigen Wohnraum zu schaffen. 

WIeDerverMIetUnGsentGelt § 13 abs 6 WGG

Wenn ältere, billige Genossenschaftswohnungen neu vermietet werden, darf von den neuen Mietern – unter 
gewissen voraussetzungen - ein entgelt verlangt werden, welches höher ist, als das entgelt der altmieter. 

Obwohl dabei allgemein vom „Wiedervermietungsentgelt“ gesprochen wird, sei darauf hingewiesen, dass diese 
entgeltsbestimmungen nicht nur bei Wiedervermietungen (neuvermietungen älterer Wohnungen) sondern 
auch bei Anhebungen des Entgelts im Zusammenhang mit Mietrechtseintritten (durch „nicht privilegierte“ 
nahe angehörige, zB Geschwister oder großjährige Kinder, enkel) anwendung findet. 

Bei Wohnungen der ausstattungskategorie a oder B darf die GBv von einem neuen Mieter (aber auch bei einem 
Mietrechtseintritt nach § 12 bzw § 14 MrG) ein höheres entgelt verlangen, wenn beim kostendeckenden entgelt 
die summe der entgeltsbestandteile annuität und eigenmittelzinsen für Baukosten unter einem Höchstbetrag 
liegen. In diesem Fall darf mit einem „Mehrertrag“ (auch „Wiedervermietungszuschlag“ oder „neuvermietungs-
zuschlag“ genannt) gleichsam bis zum höchstbetrag aufgefüllt werden.

Der höchstbetrag beträgt 1,75 €/m².

Die im höchstbetrag Deckung findenden entgeltsbestandteile sind:

	 tilgung und verzinsung von Fremdmitteln

	 tilgung (afa) und/oder zinsen für eigenmittel der GBv, die zur Finanzierung der Baukosten eingesetzt wur-
den
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liegt die summe aus diesen entgeltsbestandteilen beim altmieter unter 1,75 €/m², so darf vom neuen (oder 
eingetretenen) Mieter unter anrechnung eines „Mehrertrages“ dieser höchstbetrag verlangt werden. 

Beispiel:

entgeltsbestandteile altmieter  neuer Mieter

annuität 0,75 €/m² 0,75 €/m² 
zinsen für Baukosteneigenmittel 0,44 €/m² 0,44 €/m² 
Mehrertrag  0,56 €/m² 
nettoentgelt  1,19 €/m² 1,75 €/m² 
(zuzüglich evB, verwaltungs-, Betriebskosten, rücklage und Umsatzsteuer)

MIetWOhnUnGen MIt KaUFOPtIOn – verhInDerUnG vOn sPeKUlatIOn

Der Gesetzgeber will verhindern, dass mit geförderten Wohnungen spekulationsgewinne erzielt werden.

Die neuregelung sieht vor, dass die Genossenschaft bei der eigentumsübertragung an den Mieter, den ver-
kehrswert der Wohnung mitteilen muss. Veräußert der Käufer die Wohnung innerhalb von 10 Jahren nach 
Eigentumserwerb, muss er zusätzlich die Differenz zwischen Verkehrswert und tatsächlich von ihm 
geleisteten Kaufpreis an die Genossenschaft abführen. zur absicherung dieses anspruchs wird im zuge der 
eigentumsbegründung ein auf 10 Jahre befristetes vorkaufsrecht zu Gunsten der Genossenschaft im Grund-
buch eingetragen. 

Beispiel: Der Mieter kauft 12 Jahre nach erstbezug seine Wohnung um € 170.000.  
er hat bei Bezug einen Finanzierungsbeitrag bezahlt, der jetzt noch € 50.000 wert ist, er übernimmt einen Kredit 
der mit € 80.000 offen ist, also zahlt er € 40.000 bar.  
Im vertrag wird vereinbart, dass der verkehrswert der Wohnung jetzt € 206.000 beträgt, der Mieter die Wohnung 
also um € 36.000 unter dem verkehrswert kaufen kann.  
Wenn der Käufer binnen 10 Jahren weiter verkauft (egal zu welchem Preis), muss er der Genossenschaft noch  
€ 36.000 nachbezahlen. 

Das gilt aber nicht, wenn der ehemalige Mieter/Käufer die Wohnung in diesen 10 Jahren an den ehegatten, den 
eingetragenen Partner, verwandte in gerader linie, einschließlich der Wahlkinder oder Geschwister, sowie den 
lebensgefährten überträgt.




